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§ 3 

Aufgaben des Kindergartens 

(1)  

(2) Die Kinder sind nach erprobten wissenschaftlichen Methoden 

insbesondere der Kleinkindpädagogik, der Kindergartenpädagogik und 

bei Bedarf der Heilpädagogik unter Ausschluss jedes schulartigen 

Unterrichtes zu fördern und zu unterstützen. Kinder mit besonderen 

Bedürfnissen sind auch nach integrativen Grundsätzen zu betreuen und 

in ihrer Entwicklung zu fördern und zu unterstützen. Die Bedürfnisse der 

Kinder haben dabei im Mittelpunkt zu stehen. 

(2a)  

(3) Die Kindergartenpädagogin/der Kindergartenpädagoge hat bei der 

Bildungsarbeit methodisch-systematisch vorzugehen. Die Planung ist in 

Form von schriftlichen Vorbereitungen nachzuweisen. Es ist in den 

§ 3 

Aufgaben des Kindergartens 

(1)  

(2) Die Kinder sind nach erprobten wissenschaftlichen Methoden 

insbesondere der Kleinkindpädagogik, der Elementarpädagogik und bei 

Bedarf der Heilpädagogik unter Ausschluss jedes schulartigen 

Unterrichtes zu fördern und zu unterstützen. Kinder mit besonderen 

Bedürfnissen sind auch nach integrativen Grundsätzen zu betreuen und 

in ihrer Entwicklung zu fördern und zu unterstützen. Die Bedürfnisse der 

Kinder haben dabei im Mittelpunkt zu stehen. 

(2a)  

(3) Die Elementarpädagogin/der Elementarpädagoge hat bei der 

Bildungsarbeit methodisch-systematisch vorzugehen. Die Planung ist in 

Form von schriftlichen Vorbereitungen nachzuweisen. Es ist in den 
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einzelnen Bildungsbereichen der Entwicklungsstand des einzelnen 

Kindes in körperlicher, seelischer und geistiger Hinsicht zu 

berücksichtigen. 

einzelnen Bildungsbereichen der Entwicklungsstand des einzelnen 

Kindes in körperlicher, seelischer und geistiger Hinsicht zu 

berücksichtigen. 

§ 5 

Kindergartenpersonal 

(1) Das Kindergartenpersonal besteht aus: 

1. den Leiterinnen/den Leitern des Kindergartens, die 

Kindergartenpädagoginnen/Kindergartenpädagogen sein müssen, 

2. den Kindergartenpädagoginnen/den Kindergartenpädagogen 

(umfasst auch 

Sonderkindergartenpädagoginnen/Sonderkindergartenpädagogen), 

3. den interkulturellen Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern, 

4. den Kinderbetreuerinnen/Kinderbetreuern, 

5. den Stützkräften. 

 

(2) Für jeden Kindergarten sind einschließlich der 

Kindergartenleiterin/des Kindergartenleiters so viele 

Kindergartenpädagoginnen/Kindergartenpädagogen einzusetzen wie 

Kindergartengruppen vorhanden sind. Ab einer fünften 

Kindergartengruppe ist im Kindergarten eine weitere 

Kindergartenpädagogin/ ein weiterer Kindergartenpädagoge mit einer 

Wochendienstzeit von 20 Stunden einzusetzen. Für jede 

Heilpädagogisch Integrative Kindergartengruppe ist zusätzlich eine 

§ 5 

Kindergartenpersonal 

(1) Das Kindergartenpersonal besteht aus: 

1. den Leiterinnen/den Leitern des Kindergartens, die 

Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen sein müssen, 

2. den Elementarpädagoginnen/den Elementarpädagogen (umfasst 

auch Inklusive Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen), 

3. den interkulturellen Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern, 

4. den Kinderbetreuerinnen/Kinderbetreuern, 

5. den Stützkräften. 

 

(2) Für jeden Kindergarten sind einschließlich der 

Kindergartenleiterin/des Kindergartenleiters so viele 

Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen einzusetzen wie 

Kindergartengruppen vorhanden sind. Ab einer fünften 

Kindergartengruppe ist im Kindergarten eine weitere 

Elementarpädagogin/ein weiterer Elementarpädagoge mit einer 

Wochendienstzeit von 20 Stunden einzusetzen. Für jede 

Heilpädagogisch Integrative Kindergartengruppe ist zusätzlich eine 

Inklusive Elementarpädagogin/ein weiterer Inklusiver 



Sonderkindergartenpädagogin/ein Sonderkindergartenpädagoge 

einzusetzen. 

 

(3) In einer allgemeinen Kindergartengruppe sind ambulante 

Sonderkindergartenpädagoginnen/Sonderkindergartenpädagogen, die 

in Zusammenarbeit mit dem sonstigen Kindergartenpersonal unter 

Einbeziehung der Eltern (Erziehungsberechtigten) Kinder mit 

besonderen Bedürfnissen fördern und unterstützen, einzusetzen. 

 

(4) Der Kindergartenerhalter muss für jede Kindergartengruppe eine 

Kinderbetreuerin/einen Kinderbetreuer bestellen, die/der zur 

Unterstützung der Kindergartenpädagogin/des Kindergartenpädagogen 

während der Bildungszeit anwesend sein muss. In dieser Zeit ist sie/er 

der Kindergartenleitung unterstellt. 

 

(5) Das Land muss zur Weiterbildung des Kindergartenpersonals 

Fortbildungsveranstaltungen anbieten. 

 

(6) Die Kindergartenpädagoginnen/Kindergartenpädagogen sind 

verpflichtet, regelmäßig Fortbildungsveranstaltungen im Ausmaß von 

mindestens 2 Tagen pro Jahr nachweislich zu besuchen. 

Elementarpädagoge einzusetzen. 

 

(3) In einer allgemeinen Kindergartengruppe sind ambulante Inklusive 

Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen, die in Zusammenarbeit 

mit dem sonstigen Kindergartenpersonal unter Einbeziehung der Eltern 

(Erziehungsberechtigten) Kinder mit besonderen Bedürfnissen fördern 

und unterstützen, einzusetzen. 

 

(4) Der Kindergartenerhalter muss für jede Kindergartengruppe eine 

Kinderbetreuerin/einen Kinderbetreuer bestellen, die/der zur 

Unterstützung der Elementarpädagogin/des Elementarpädagogen 

während der Bildungszeit anwesend sein muss. In dieser Zeit ist sie/er 

der Kindergartenleitung unterstellt. 

 

(5) Das Land muss zur Weiterbildung des Kindergartenpersonals 

Fortbildungsveranstaltungen anbieten. 

 

(6) Die Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen sind verpflichtet, 

regelmäßig Fortbildungsveranstaltungen im Ausmaß von mindestens 2 

Tagen pro Jahr nachweislich zu besuchen. 



§ 6 

Anstellungserfordernisse 

(1) Fachliches Anstellungserfordernis ist 

1. für eine Kindergartenpädagogin/einen Kindergartenpädagogen die 

erfolgreiche Ablegung der Befähigungsprüfung für 

Kindergärtnerinnen/Kindergärtner, der Reife- und Befähigungsprüfung 

für Kindergärten, der Reife- und Diplomprüfung bzw. der Diplomprüfung 

für Kindergärten und Horte; 

2. für eine Sonderkindergartenpädagogin/einen 

Sonderkindergartenpädagogen zusätzlich die erfolgreiche Ablegung der 

Befähigungsprüfung für Sonderkindergärtnerinnen/Sonderkindergärtner, 

der Befähigungsprüfung für Sonderkindergärten und Frühförderung oder 

der Diplomprüfung für Sonderkindergärten und Frühförderung. 

(2)  

(3)  

(4)  

(5) Kindergartenpädagoginnen/Kindergartenpädagogen haben für ihre 

Tätigkeit ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache aufzuweisen, 

es sei denn, der Kindergarten ist ausschließlich für Kinder ihrer/seiner 

anderweitigen Muttersprache bestimmt. 

(6)  

(7) Anstellungserfordernis für eine Kinderbetreuerin/einen 

Kinderbetreuer ist die für die ordnungsgemäße Erfüllung der 

§ 6 

Anstellungserfordernisse 

(1) Fachliches Anstellungserfordernis ist 

1. für Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen die 

erfolgreiche Ablegung eines der folgenden Ausbildungsabschlüsse:  

a) Reife- und Diplomprüfung oder Diplomprüfung für 

Elementarpädagogik; 

b) Reife- und Diplomprüfung oder Diplomprüfung für Kindergärten; 

c) Befähigungsprüfung für Kindergärtnerinnen bzw. Kindergärtner 

oder Reife- und Befähigungsprüfung für Kindergärten;  

d) Absolvierung des Hochschullehrgangs „Elementarpädagogik“ im 

Ausmaß von 60 ECTS an einer Pädagogischen Hochschule; 

2. für Inklusive Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen 

die erfolgreiche Ablegung eines der folgenden Ausbildungsabschlüsse:  

a) Diplomprüfung für Sonderkindergärten und Frühförderung;  

b) Befähigungsprüfung für Sonderkindergärtnerinnen oder 

Befähigungsprüfung für Sonderkindergärten und Frühförderung;  

c) Diplomprüfung für Inklusive Elementarpädagogik;  

d) Absolvierung des Hochschullehrgangs „Inklusive 

Elementarpädagogik“ im Ausmaß von 90 ECTS an einer 

Pädagogischen Hochschule.  

(2)  

(3)  



dienstlichen Aufgaben erforderliche Eignung sowie eine Ausbildung, die 

sie/ihn befähigt, die Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsarbeit der 

Kindergartenpädagogin/des Kindergartenpädagogen zu unterstützen. 

Kinderbetreuerinnen/ Kinderbetreuer müssen die in Abs. 8 angeführten 

Voraussetzungen innerhalb eines Jahres nachweislich erfüllen; die 

Nichterfüllung stellt einen Kündigungsgrund dar. 

(4)  

(5) Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen haben für ihre 

Tätigkeit ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache aufzuweisen, 

es sei denn, der Kindergarten ist ausschließlich für Kinder ihrer/seiner 

anderweitigen Muttersprache bestimmt. 

(6)  

(7) Anstellungserfordernis für eine Kinderbetreuerin/einen 

Kinderbetreuer ist die für die ordnungsgemäße Erfüllung der 

dienstlichen Aufgaben erforderliche Eignung sowie eine Ausbildung, die 

sie/ihn befähigt, die Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsarbeit der 

Elementarpädagogin/des Elementarpädagogen zu unterstützen. 

Kinderbetreuerinnen/ Kinderbetreuer müssen die in Abs. 8 angeführten 

Voraussetzungen innerhalb eines Jahres nachweislich erfüllen; die 

Nichterfüllung stellt einen Kündigungsgrund dar. 

§ 7 

Anerkennung von Berufsqualifikationen 

(1) Die Landesregierung muss auf Antrag einer Person gemäß Abs. 2 

die Ausübung des Berufes der Kindergartenpädagogin/ des 

Kindergartenpädagogen, der Sonderkindergartenpädagogin/ des 

Sonderkindergartenpädagogen oder der Kinderbetreuerin/ des 

Kinderbetreuers gestatten, wenn diese Ausbildungsnachweise eines 

Staates nach Abs. 2 Z 1 bis 3 oder gemäß Art. 3 Abs. 3 der Richtlinie 

2005/36/EG (§ 7) vorlegt, die dem Art. 13 Abs. 1, 2 oder 3 der Richtlinie 

§ 7 

Anerkennung von Berufsqualifikationen 

(1) Die Landesregierung muss auf Antrag einer Person gemäß Abs. 2 

die Ausübung des Berufes der Elementarpädagogin/des 

Elementarpädagogen, der Inklusiven Elementarpädagogin/des 

Inklusiven Elementarpädagogen oder der Kinderbetreuerin/ des 

Kinderbetreuers gestatten, wenn diese Ausbildungsnachweise eines 

Staates nach Abs. 2 Z 1 bis 3 oder gemäß Art. 3 Abs. 3 der Richtlinie 

2005/36/EG (§ 7) vorlegt, die dem Art. 13 Abs. 1, 2 oder 3 der Richtlinie 



entsprechen. Das festgelegte Berufsausbildungsniveau entspricht dem 

Art. 11 lit. b oder c (Kindergartenpädagogin/ Kindergartenpädagoge), lit. 

c (Sonderkindergartenpädagogin/ Sonderkindergartenpädagoge), lit. a 

(Kinderbetreuerin/ Kinderbetreuer) dieser Richtlinie.  

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) Die Landesregierung darf die Absolvierung eines höchstens 3 Jahre 

dauernden Anpassungslehrganges oder die Ablegung einer 

Eignungsprüfung vorschreiben, wenn 

1. die bisherige Ausbildung sich auf Fächer bezieht, die sich wesentlich 

von der nationalen Ausbildung unterscheiden, oder 

2. der Beruf der Kindergartenpädagogin/ des Kindergartenpädagogen, 

der Sonderkindergartenpädagogin/ des Sonderkindergartenpädagogen 

oder der Kinderbetreuerin/ des Kinderbetreuers im Herkunftsstaat nicht 

alle beruflichen Tätigkeiten der Kindergartenpädagogin/ des 

Kindergartenpädagogen, der Sonderkindergartenpädagogin/ des 

Sonderkindergartenpädagogen oder der Kinderbetreuerin/ des 

Kinderbetreuers nach nationalem Recht umfasst, und dieser 

Unterschied in einer besonderen Ausbildung besteht, die sich auf 

Fächer bezieht, die sich wesentlich von denen unterscheiden, die von 

entsprechen. Das festgelegte Berufsausbildungsniveau entspricht dem 

Art. 11 lit. b oder c (Kindergartenpädagogin/ Kindergartenpädagoge), lit. 

c (Sonderkindergartenpädagogin/ Sonderkindergartenpädagoge), lit. a 

(Kinderbetreuerin/ Kinderbetreuer) dieser Richtlinie.  

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) Die Landesregierung darf die Absolvierung eines höchstens 3 Jahre 

dauernden Anpassungslehrganges oder die Ablegung einer 

Eignungsprüfung vorschreiben, wenn 

1. die bisherige Ausbildung sich auf Fächer bezieht, die sich wesentlich 

von der nationalen Ausbildung unterscheiden, oder 

2. der Beruf der Elementarpädagogin/des Elementarpädagogen, der 

Inklusiven Elementarpädagogin/des Inklusiven Elementarpädagogen 

oder der Kinderbetreuerin/des Kinderbetreuers im Herkunftsstaat nicht 

alle beruflichen Tätigkeiten der Elementarpädagogin/des 

Elementarpädagogen, der Inklusiven Elementarpädagogin/des 

Inklusiven Elementarpädagogen oder der Kinderbetreuerin/ des 

Kinderbetreuers nach nationalem Recht umfasst, und dieser 

Unterschied in einer besonderen Ausbildung besteht, die sich auf 

Fächer bezieht, die sich wesentlich von denen unterscheiden, die von 



dem Befähigungs- oder Ausbildungsnachweis abgedeckt werden, den 

die antragstellende Person vorgelegt hat. 

Fächer, die sich wesentlich unterscheiden (Z 1 und 2) sind jene Fächer, 

bei denen Kenntnis, Fähigkeiten und Kompetenzen eine wesentliche 

Voraussetzung für die Ausübung des Berufs sind und bei denen die 

bisherige Ausbildung der antragstellenden Person wesentliche 

Abweichungen hinsichtlich des Inhalts gegenüber der nach § 6 

geforderten Ausbildung aufweist. 

dem Befähigungs- oder Ausbildungsnachweis abgedeckt werden, den 

die antragstellende Person vorgelegt hat. 

Fächer, die sich wesentlich unterscheiden (Z 1 und 2) sind jene Fächer, 

bei denen Kenntnis, Fähigkeiten und Kompetenzen eine wesentliche 

Voraussetzung für die Ausübung des Berufs sind und bei denen die 

bisherige Ausbildung der antragstellenden Person wesentliche 

Abweichungen hinsichtlich des Inhalts gegenüber der nach § 6 

geforderten Ausbildung aufweist. 

§ 7a 

Partieller Berufszugang 

(1) Die Landesregierung hat auf Antrag eine erfolgreich absolvierte 

Ausbildung für einen partiellen Zugang zum Beruf der 

Kindergartenpädagogin/ des Kindergartenpädagogen, der 

Sonderkindergartenpädagogin/ des Sonderkindergartenpädagogen oder 

der Kinderbetreuerin/ des Kinderbetreuers anzuerkennen, wenn 

1. die antragstellende Person in einem EU-Mitgliedstaat, in einem 

anderen EWR-Vertragsstaat oder der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft sämtliche fachliche Voraussetzungen zur Ausübung 

der betreffenden beruflichen Tätigkeit erfüllt, 

2. die Unterschiede zwischen der rechtmäßig ausgeübten beruflichen 

Tätigkeit in jenem Staat und den den betreffenden Beruf regelnden 

Vorschriften dieses Gesetzes (§ 6) so groß sind, dass die Anerkennung 

der Ausbildung einen Anpassungslehrgang bzw. eine Eignungsprüfung 

§ 7a 

Partieller Berufszugang 

(1) Die Landesregierung hat auf Antrag eine erfolgreich absolvierte 

Ausbildung für einen partiellen Zugang zum Beruf der 

Elementarpädagogin/des Elementarpädagogen, der Inklusiven 

Elementarpädagogin/des Inklusiven Elementarpädagogen oder der 

Kinderbetreuerin/ des Kinderbetreuers anzuerkennen, wenn 

1. die antragstellende Person in einem EU-Mitgliedstaat, in einem 

anderen EWR-Vertragsstaat oder der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft sämtliche fachliche Voraussetzungen zur Ausübung 

der betreffenden beruflichen Tätigkeit erfüllt, 

2. die Unterschiede zwischen der rechtmäßig ausgeübten beruflichen 

Tätigkeit in jenem Staat und den den betreffenden Beruf regelnden 

Vorschriften dieses Gesetzes (§ 6) so groß sind, dass die Anerkennung 

der Ausbildung einen Anpassungslehrgang bzw. eine Eignungsprüfung 



in einem Umfang erfordern würde, der bzw. die der nach diesem Gesetz 

vorgesehenen Ausbildung vollständig entspräche und 

3. sich die betreffende berufliche Tätigkeit in jenem Staat abhängig 

davon, ob diese dort eigenständig ausgeübt werden kann, nach 

objektiven Kriterien von dem nach den Vorschriften dieses Gesetzes 

geregelten Beruf trennen lässt. 

in einem Umfang erfordern würde, der bzw. die der nach diesem Gesetz 

vorgesehenen Ausbildung vollständig entspräche und 

3. sich die betreffende berufliche Tätigkeit in jenem Staat abhängig 

davon, ob diese dort eigenständig ausgeübt werden kann, nach 

objektiven Kriterien von dem nach den Vorschriften dieses Gesetzes 

geregelten Beruf trennen lässt. 

§ 8 

Fachliche Aufsicht 

(1) Die Landesregierung hat die fachliche Aufsicht über die 

Kindergärten. Die Aufsicht erstreckt sich auf 

1. die Tätigkeit der Kindergartenpädagogin/des Kindergartenpädagogen 

in pädagogischer bzw. heilpädagogischer, didaktischer und 

administrativer Hinsicht; 

2. die Tätigkeit der Kindergartenleiterin/des Kindergartenleiters 

zusätzlich im Hinblick auf ihre/seine Führungskompetenz; 

3. die Tätigkeit der Kinderbetreuerin/des Kinderbetreuers bei ihrer/seiner 

unterstützenden pädagogischen Arbeit; 

4. den Einsatz von Spiel- und Fördermaterial; 

5. die Fortbildung des Kindergartenpersonals; 

6. die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes. 

 

(2) Die Landesregierung hat zur Ausübung der Aufsicht unter anderem 

Kindergarteninspektorinnen/Kindergarteninspektoren zu bestellen. Die 

§ 8 

Fachliche Aufsicht 

(1) Die Landesregierung hat die fachliche Aufsicht über die 

Kindergärten. Die Aufsicht erstreckt sich auf 

1. die Tätigkeit der Elementarpädagogin/des Elementarpädagogen in 

pädagogischer bzw. heilpädagogischer, didaktischer und administrativer 

Hinsicht; 

2. die Tätigkeit der Kindergartenleiterin/des Kindergartenleiters 

zusätzlich im Hinblick auf ihre/seine Führungskompetenz; 

3. die Tätigkeit der Kinderbetreuerin/des Kinderbetreuers bei 

ihrer/seiner unterstützenden pädagogischen Arbeit; 

4. den Einsatz von Spiel- und Fördermaterial; 

5. die Fortbildung des Kindergartenpersonals; 

6. die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes. 

 

(2) Die Landesregierung hat zur Ausübung der Aufsicht unter anderem 

Kindergarteninspektorinnen/Kindergarteninspektoren zu bestellen. Die 



Kindergartenleiterinnen/Kindergartenleiter und die 

Kindergartenpädagoginnen/Kindergartenpädagogen haben die 

pädagogischen, administrativen und didaktischen Weisungen der 

Kindergarteninspektorin/des Kindergarteninspektors zu befolgen. 

Kindergartenleiterinnen/Kindergartenleiter und die 

Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen haben die 

pädagogischen, administrativen und didaktischen Weisungen der 

Kindergarteninspektorin/des Kindergarteninspektors zu befolgen. 

§ 14 

Inbetriebnahme 

(1) Der Kindergartenerhalter darf einen Kindergarten bei Neu-, Zu-, 

Umbauten oder Provisorien nur in Betrieb nehmen, wenn 

1. die erforderlichen Räume, Gebäude und sonstigen Liegenschaften 

den Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechen, 

2. die erforderlichen 

Kindergartenpädagoginnen/Kindergartenpädagogen und 

Kinderbetreuerinnen/Kinderbetreuer beigestellt sind, 

3. die Voraussetzungen für die Errichtung oder Erweiterung gemäß § 9 

gegeben sind, 

4. der Kindergartenerhalter die Fertigstellung der Landesregierung 

angezeigt hat und die Benutzung nicht innerhalb einer Frist von 8 

Wochen untersagt wird. 

(2)  

(3)  

(4) Das Land fördert nach Inbetriebnahme gemäß Abs. 1 und 2 eines 

NÖ Landeskindergartens diesen durch Bereitstellung der 

Kindergartenleiterin/des Kindergartenleiters und der erforderlichen 

§ 14 

Inbetriebnahme 

(1) Der Kindergartenerhalter darf einen Kindergarten bei Neu-, Zu-, 

Umbauten oder Provisorien nur in Betrieb nehmen, wenn 

1. die erforderlichen Räume, Gebäude und sonstigen Liegenschaften 

den Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechen, 

2. die erforderlichen Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen und 

Kinderbetreuerinnen/Kinderbetreuer beigestellt sind, 

3. die Voraussetzungen für die Errichtung oder Erweiterung gemäß § 9 

gegeben sind, 

4. der Kindergartenerhalter die Fertigstellung der Landesregierung 

angezeigt hat und die Benutzung nicht innerhalb einer Frist von 8 

Wochen untersagt wird. 

(2)  

(3)  

(4) Das Land fördert nach Inbetriebnahme gemäß Abs. 1 und 2 eines 

NÖ Landeskindergartens diesen durch Bereitstellung der 

Kindergartenleiterin/des Kindergartenleiters und der erforderlichen 

Anzahl an Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen gemäß § 5, 



Anzahl an Kindergartenpädagoginnen/Kindergartenpädagogen gemäß § 

5, sowie Tragung des Personalaufwandes für die im § 24 

ausgewiesenen Arbeitszeiten. 

 

(5) Das Land hat der Gemeinde die Kosten für eine Person zu ersetzen, 

die gemäß § 26 Abs. 2 eingesetzt war, wenn eine 

Kindergartenpädagogin/ein Kindergartenpädagoge vom Dienst 

abwesend war und seitens des Landes kein Ersatz gestellt wurde. 

sowie Tragung des Personalaufwandes für die im § 24 ausgewiesenen 

Arbeitszeiten. 

 

(5) Das Land hat der Gemeinde die Kosten für eine Person zu ersetzen, 

die gemäß § 26 Abs. 2 eingesetzt war, wenn eine 

Elementarpädagogin/ein Elementarpädagoge vom Dienst abwesend 

war und seitens des Landes kein Ersatz gestellt wurde. 

§ 18 

Aufnahme 

(1) 

(2) 

(3) Die Gemeinden haben dafür Sorge zu tragen, dass jedes Kind, das 

in der Gemeinde seinen Hauptwohnsitz hat und auf das § 19a 

anwendbar ist, innerhalb ihres Gemeindegebietes oder im Rahmen 

eines für das Kind zumutbaren Weges außerhalb des 

Gemeindegebietes die Verpflichtung nach § 19a erfüllen kann bzw. die 

Bildung und Betreuung in Anspruch nehmen kann. Eine Verpflichtung 

Dritter z. B. Eltern (Erziehungsberechtigte) gemäß § 25 Abs. 5 zur 

Leistung eines Beitrages für den Kindergartenbesuch darf für jene 

Kinder gemäß § 19a Abs. 1 nicht und für jene Kinder gemäß § 19a Abs. 

11 nur in ermäßigter Höhe erfolgen. Bei der Aufnahme ist auf das 

soziale Umfeld Bedacht zu nehmen. Volksschulkinder können nur nach 

§ 18 

Aufnahme 

(1) 

(2) 

(3) Die Gemeinden haben dafür Sorge zu tragen, dass jedes Kind, das 

in der Gemeinde seinen Hauptwohnsitz hat und auf das § 19a 

anwendbar ist, innerhalb ihres Gemeindegebietes oder im Rahmen 

eines für das Kind zumutbaren Weges außerhalb des 

Gemeindegebietes die Verpflichtung nach § 19a erfüllen kann bzw. die 

Bildung und Betreuung in Anspruch nehmen kann. Eine Verpflichtung 

Dritter z. B. Eltern (Erziehungsberechtigte) gemäß § 25 Abs. 5 zur 

Leistung eines Beitrages für den Kindergartenbesuch darf für Kinder 

gemäß § 19a Abs. 1 nicht erfolgen. Bei der Aufnahme ist auf das 

soziale Umfeld Bedacht zu nehmen. Volksschulkinder können nur nach 

Maßgabe vorhandener Plätze im Einvernehmen mit der 



Maßgabe vorhandener Plätze im Einvernehmen mit der 

Kindergartenleitung und nur für die nach der Bildungszeit festgesetzte 

Erziehungs- und Betreuungszeit jeweils für ein Kindergartenjahr 

aufgenommen werden. 

(4) Die Aufnahme von Kindern mit besonderen Bedürfnissen ist nur im 

Einvernehmen mit der Landesregierung möglich. Im Fall der Aufnahme 

ist eine Vereinbarung zwischen dem Land, dem Kindergartenerhalter 

und den Eltern (Erziehungsberechtigten) abzuschließen, in welcher die 

notwendigen Stützmaßnahmen festgelegt werden. Stützmaßnahmen 

sind insbesondere 

- die zeitliche Beschränkung des Kindergartenbesuchs, 

- die Beschränkung der Kinderzahl in der Kindergartengruppe und 

- der allfällige Einsatz einer Stützkraft. 

Eine Stützkraft ist vom Kindergartenerhalter beizustellen. Wenn keine 

Stützkraft eingesetzt wird und das Kind eine Behinderung ab der Stufe 5 

des § 4 Abs. 2 des NÖ Pflegegeldgesetzes 1993, LGBl. 9220, aufweist, 

erhält die Kindergartenpädagogin/der Kindergartenpädagoge eine 

Stunde zusätzlich an Vorbereitungszeit. 

Kindergartenleitung und nur für die nach der Bildungszeit festgesetzte 

Erziehungs- und Betreuungszeit jeweils für ein Kindergartenjahr 

aufgenommen werden. 

(4) Die Aufnahme von Kindern mit besonderen Bedürfnissen ist nur im 

Einvernehmen mit der Landesregierung möglich. Im Fall der Aufnahme 

ist eine Vereinbarung zwischen dem Land, dem Kindergartenerhalter 

und den Eltern (Erziehungsberechtigten) abzuschließen, in welcher die 

notwendigen Stützmaßnahmen festgelegt werden. Stützmaßnahmen 

sind insbesondere 

- die zeitliche Beschränkung des Kindergartenbesuchs, 

- die Beschränkung der Kinderzahl in der Kindergartengruppe und 

- der allfällige Einsatz einer Stützkraft. 

Eine Stützkraft ist vom Kindergartenerhalter beizustellen. Wenn keine 

Stützkraft eingesetzt wird und das Kind eine Behinderung ab der Stufe 5 

des § 4 Abs. 2 des NÖ Pflegegeldgesetzes 1993, LGBl. 9220, aufweist, 

erhält die Elementarpädagogin/der Elementarpädagoge eine Stunde 

zusätzlich an Vorbereitungszeit. 

§ 20 

Aufsichtspflicht des Kindergartenpersonals 

(1) 

(2) Die Aufsichtspflicht des Kindergartenpersonals und der sonstigen 

geeigneten Personen beginnt mit der persönlichen Übernahme des 

§ 20 

Aufsichtspflicht des Kindergartenpersonals 

(1) 

(2) Die Aufsichtspflicht des Kindergartenpersonals und der sonstigen 

geeigneten Personen beginnt mit der persönlichen Übernahme des 



Kindes im Kindergarten. Sie endet mit der Übergabe des Kindes an die 

Eltern (Erziehungsberechtigten) oder an eine andere Person, die von 

den Eltern (Erziehungsberechtigten) zur Übernahme des Kindes 

bevollmächtigt wurde. Die Eltern (Erziehungsberechtigten) haben 

der/dem gruppenführenden 

Kindergartenpädagogin/Kindergartenpädagogen eine entsprechende 

Vollmacht in schriftlicher Form vorzulegen. 

Kindes im Kindergarten. Sie endet mit der Übergabe des Kindes an die 

Eltern (Erziehungsberechtigten) oder an eine andere Person, die von 

den Eltern (Erziehungsberechtigten) zur Übernahme des Kindes 

bevollmächtigt wurde. Die Eltern (Erziehungsberechtigten) haben 

der/dem gruppenführenden Elementarpädagogin/Elementarpädagogen 

eine entsprechende Vollmacht in schriftlicher Form vorzulegen. 

§ 21 

Eltern (Erziehungsberechtigte) 

(1) Die Eltern (Erziehungsberechtigten) übernehmen mit der Aufnahme 

ihres Kindes in den Kindergarten die grundsätzliche Pflicht, die 

Bildungsarbeit in Zusammenarbeit mit der Kindergartenpädagogin/dem 

Kindergartenpädagogen zu unterstützen. 

 

(2) Jede gruppenführende Kindergartenpädagogin/jeder 

gruppenführende Kindergartenpädagoge hat spätestens sechs Wochen 

nach Beginn des Kindergartenjahres einen Elternabend, sowie im Laufe 

des Kindergartenjahres mindestens einen weiteren Elternabend 

durchzuführen. Die Elternabende sind grundsätzlich zwei Wochen 

vorher den Eltern (Erziehungsberechtigten) und dem 

Kindergartenerhalter anzukündigen. 

§ 21 

Eltern (Erziehungsberechtigte) 

(1) Die Eltern (Erziehungsberechtigten) übernehmen mit der Aufnahme 

ihres Kindes in den Kindergarten die grundsätzliche Pflicht, die 

Bildungsarbeit in Zusammenarbeit mit der Elementarpädagogin/dem 

Elementarpädagogen zu unterstützen. 

 

(2) Jede gruppenführende Elementarpädagogin/jeder gruppenführende 

Elementarpädagoge hat spätestens sechs Wochen nach Beginn des 

Kindergartenjahres einen Elternabend, sowie im Laufe des 

Kindergartenjahres mindestens einen weiteren Elternabend 

durchzuführen. Die Elternabende sind grundsätzlich zwei Wochen 

vorher den Eltern (Erziehungsberechtigten) und dem 

Kindergartenerhalter anzukündigen. 



§ 23 

Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungszeit 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) Die Kindergartenleitung hat die Arbeitszeit der 

Kindergartenpädagoginnen/Kindergartenpädagogen innerhalb der 

Erziehungs- und Betreuungszeit so aufzuteilen, dass 

- bei durchgehendem Betrieb in der Mittagszeit jedenfalls und 

- bedarfsgerecht vor und/oder nach der Bildungszeit 

Kindergartenpädagoginnen/Kindergartenpädagogen unter 

Berücksichtigung der Arbeitszeit gemäß § 24 für die Erziehung und 

Betreuung der Kinder zur Verfügung stehen. 

 

(5) Übersteigt die Größe einer Kindergartengruppe in der Erziehungs- 

und Betreuungszeit 12 Kinder, in Gruppen mit Kindern von 2,5 bis 3 

Jahren die Zahl 9, muss eine weitere Kindergartenpädagogin/ein 

weiterer Kindergartenpädagoge oder eine Kinderbetreuerin/ein 

Kinderbetreuer oder eine sonstige geeignete Person eingesetzt werden. 

§ 23 

Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungszeit 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) Die Kindergartenleitung hat die Arbeitszeit der 

Elementarpädagoginnen/Elementarpädagogen innerhalb der 

Erziehungs- und Betreuungszeit so aufzuteilen, dass 

- bei durchgehendem Betrieb in der Mittagszeit jedenfalls und 

- bedarfsgerecht vor und/oder nach der Bildungszeit 

Kindergartenpädagoginnen/Kindergartenpädagogen unter 

Berücksichtigung der Arbeitszeit gemäß § 24 für die Erziehung und 

Betreuung der Kinder zur Verfügung stehen. 

 

(5) Übersteigt die Größe einer Kindergartengruppe in der Erziehungs- 

und Betreuungszeit 12 Kinder, in Gruppen mit Kindern von 2,5 bis 3 

Jahren die Zahl 9, muss eine weitere Elementarpädagogin/ein weiterer 

Elementarpädagoge oder eine Kinderbetreuerin/ein Kinderbetreuer oder 

eine sonstige geeignete Person eingesetzt werden. 

§ 24 

Arbeitszeit der Kindergartenpädagogin/des 

Kindergartenpädagogen 

(1) In die Arbeitszeit von 40 Wochenstunden sind einzuplanen: 

§ 24 

Arbeitszeit der Elementarpädagogin/des Elementarpädagogen 

(1) In die Arbeitszeit von 40 Wochenstunden sind einzuplanen: 

Bei einer Kindergartenleiterin/einem Kindergartenleiter 



Bei einer Kindergartenleiterin/einem Kindergartenleiter 

 

Gruppenanzahl                                 1     2     3     4 

Leitungsstunden                               2     2     4     4 

Bildungsstunden                             20   20   20   20 

Erziehungs-, Betreuungsstunden   11   11     9     9 

Vorbereitungsstunden                      5     5     5     5 

Organisationsstunden                      2     2     2     2 

 

Besteht ein Kindergarten aus fünf oder sechs Kindergartengruppen, 

erhöhen sich die Leitungsstunden im Vergleich zum viergruppigen 

Kindergarten um zwei Stunden, besteht er aus sieben oder acht 

Kindergartengruppen erhöhen sich die Leitungsstunden um vier 

Stunden. Die Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsstunden verringern 

sich in entsprechendem Maß. Bei einer Kindergartenpädagogin/einem 

Kindergartenpädagogen 

 

Bildungsstunden                             20  

Erziehungs-, Betreuungsstunden   13 

Vorbereitungsstunden                      5 

Organisationsstunden                    2 

 

Bei einer ambulanten Sonderkindergartenpädagogin/ einem ambulanten 

 

Gruppenanzahl                                 1     2     3     4 

Leitungsstunden                               2     2     4     4 

Bildungsstunden                             20   20   20   20 

Erziehungs-, Betreuungsstunden   11   11     9     9 

Vorbereitungsstunden                      5     5     5     5 

Organisationsstunden                      2     2     2     2 

 

Besteht ein Kindergarten aus fünf oder sechs Kindergartengruppen, 

erhöhen sich die Leitungsstunden im Vergleich zum viergruppigen 

Kindergarten um zwei Stunden, besteht er aus sieben oder acht 

Kindergartengruppen erhöhen sich die Leitungsstunden um vier 

Stunden. Die Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsstunden verringern 

sich in entsprechendem Maß. Bei einer Elementarpädagogin/einem 

Elementarpädagogen 

 

Bildungsstunden                             20  

Erziehungs-, Betreuungsstunden   13 

Vorbereitungsstunden                      5 

Organisationsstunden                    2 

 

Bei einer ambulanten Inklusiven Elementarpädagogin/einem 

ambulanten Inklusiven Elementarpädagogen 



Sonderkindergartenpädagogen 

 

Bildungsstunden                           33 

Vorbereitungsstunden                    5 

Organisationsstunden                    2 

 

(2) Fallen Weiter- oder Fortbildungsveranstaltungen in die Arbeitszeit 

oder ist die Kindergartenpädagogin/der Kindergartenpädagoge sonst 

abwesend, ist darauf Bedacht zu nehmen, dass dadurch der 

ordnungsgemäße Kindergartenbetrieb nicht beeinträchtigt wird. 

 

Bildungsstunden                           33 

Vorbereitungsstunden                    5 

Organisationsstunden                    2 

 

(2) Fallen Weiter- oder Fortbildungsveranstaltungen in die Arbeitszeit 

oder ist die Elementarpädagogin/der Elementarpädagoge sonst 

abwesend, ist darauf Bedacht zu nehmen, dass dadurch der 

ordnungsgemäße Kindergartenbetrieb nicht beeinträchtigt wird. 

§ 26 

Sperre, Stilllegung und Auflassung 

(1) Der Kindergartenerhalter hat eine Sperre eines Kindergartens oder 

einer Kindergartengruppe jedenfalls zu verfügen, wenn 

1. es die/der zuständige Gemeinde- oder Amtsarzt/Gemeinde- oder 

Amtsärztin anordnet, oder 

2. eine Kindergartenpädagogin/ein Kindergartenpädagoge vom Dienst 

im Kindergarten abwesend ist und keine Kindergartenpädagogin/kein 

Kindergartenpädagoge als Ersatz zur Verfügung steht, oder 

3. eine Kinderbetreuerin/ein Kinderbetreuer vom Dienst im Kindergarten 

abwesend ist und keine andere Kinderbetreuerin/kein anderer 

Kinderbetreuer oder eine andere für diese Aufgabe geeignete Person 

als Ersatz zur Verfügung steht oder 

§ 26 

Sperre, Stilllegung und Auflassung 

(1) Der Kindergartenerhalter hat eine Sperre eines Kindergartens oder 

einer Kindergartengruppe jedenfalls zu verfügen, wenn 

1. es die/der zuständige Gemeinde- oder Amtsarzt/Gemeinde- oder 

Amtsärztin anordnet, oder 

2. eine Elementarpädagogin/ein Elementarpädagoge vom Dienst im 

Kindergarten abwesend ist und keine Elementarpädagogin/kein 

Elementarpädagoge als Ersatz zur Verfügung steht, oder 

3. eine Kinderbetreuerin/ein Kinderbetreuer vom Dienst im Kindergarten 

abwesend ist und keine andere Kinderbetreuerin/kein anderer 

Kinderbetreuer oder eine andere für diese Aufgabe geeignete Person 

als Ersatz zur Verfügung steht oder 



4. die Temperatur in einem Gruppenraum während der Bildungs-, 

Erziehungs- und Betreuungszeit unter 17°C sinkt. 

Der Kindergartenerhalter hat von einer vorhersehbaren Sperre des 

Kindergartens oder einer Kindergartengruppe die Eltern 

(Erziehungsberechtigten) unverzüglich zu verständigen. 

 

(2) Eine Sperre gemäß Abs. 1 Z 2 ist nicht zu verfügen, wenn für die 

Betreuung der Kinder am ersten Tag der Abwesenheit der 

Kindergartenpädagogin/des Kindergartenpädagogen wenigstens eine 

Kinderbetreuerin/ein Kinderbetreuer und an einem unumgänglichen 

zweiten Tag zusätzlich eine weitere für diese Aufgabe geeignete Person 

zur Verfügung steht. 

 

(3) Ein wichtiger Grund für eine Sperre gemäß Abs. 1 Z 3 liegt dann 

nicht vor, wenn für die Betreuung der Kinder am ersten Tag der 

Abwesenheit der Kinderbetreuerin/des Kinderbetreuers wenigstens eine 

Kindergartenpädagogin/ein Kindergartenpädagoge zur Verfügung steht. 

4. die Temperatur in einem Gruppenraum während der Bildungs-, 

Erziehungs- und Betreuungszeit unter 17°C sinkt. 

Der Kindergartenerhalter hat von einer vorhersehbaren Sperre des 

Kindergartens oder einer Kindergartengruppe die Eltern 

(Erziehungsberechtigten) unverzüglich zu verständigen. 

 

(2) Eine Sperre gemäß Abs. 1 Z 2 ist nicht zu verfügen, wenn für die 

Betreuung der Kinder am ersten Tag der Abwesenheit der 

Elementarpädagogin/des Elementarpädagogen wenigstens eine 

Kinderbetreuerin/ein Kinderbetreuer und an einem unumgänglichen 

zweiten Tag zusätzlich eine weitere für diese Aufgabe geeignete Person 

zur Verfügung steht. 

 

(3) Ein wichtiger Grund für eine Sperre gemäß Abs. 1 Z 3 liegt dann 

nicht vor, wenn für die Betreuung der Kinder am ersten Tag der 

Abwesenheit der Kinderbetreuerin/des Kinderbetreuers wenigstens eine 

Elementarpädagogin/ein Elementarpädagoge zur Verfügung steht. 

§ 27 

Zutritt zum Kindergarten 

(1) Zutritt zum Kindergarten während der Kindergartenöffnungszeiten 

haben außer den Kindergartenkindern, den Volksschulkindern, die in 

den Kindergarten aufgenommen wurden, und dem 

Kindergartenpersonal 

§ 27 

Zutritt zum Kindergarten 

(1) Zutritt zum Kindergarten während der Kindergartenöffnungszeiten 

haben außer den Kindergartenkindern, den Volksschulkindern, die in 

den Kindergarten aufgenommen wurden, und dem 

Kindergartenpersonal 



- Eltern (Erziehungsberechtigte) oder deren Bevollmächtigte, 

- sonstige geeignete Personen gemäß § 20 Abs. 1, 

- Begleitpersonen der Kindergartenkinder, 

- Vertreter oder Bevollmächtigter des Kindergartenerhalters, 

- Organe der Landesregierung, 

- Organe der Bezirksverwaltungsbehörden, 

- Mitglieder der gesetzlichen Personalvertretung, 

- Personen, mit denen die Kindergartenpädagogin/der 

Kindergartenpädagoge aufgrund der Bestimmungen dieses Gesetzes 

zur Zusammenarbeit verpflichtet ist, 

- Personen, die sich bei einer Veranstaltung im Rahmen der 

Erziehungsarbeit des Kindergartens mit Genehmigung der 

Kindergartenleitung dort aufhalten. 

 

(2)  

(3) Einzelpersonen oder Personengruppen, die in einem Kindergarten 

hospitieren oder praktizieren möchten, haben dies der Landesregierung 

anzuzeigen, nachdem sie die Zustimmung der Kindergartenleitung, des 

Kindergartenerhalters und der zuständigen Kindergarteninspektorin/des 

zuständigen Kindergarteninspektors nachweislich eingeholt haben. Die 

Landesregierung darf dies innerhalb von 4 Wochen nach Einlangen der 

Anzeige untersagen, wenn die geordnete Führung des Kindergartens 

gefährdet wäre. Das Hospitieren und Praktizieren erfolgt unter der 

- Eltern (Erziehungsberechtigte) oder deren Bevollmächtigte, 

- sonstige geeignete Personen gemäß § 20 Abs. 1, 

- Begleitpersonen der Kindergartenkinder, 

- Vertreter oder Bevollmächtigter des Kindergartenerhalters, 

- Organe der Landesregierung, 

- Organe der Bezirksverwaltungsbehörden, 

- Mitglieder der gesetzlichen Personalvertretung, 

- Personen, mit denen die Elementarpädagogin/der Elementarpädagoge 

aufgrund der Bestimmungen dieses Gesetzes zur Zusammenarbeit 

verpflichtet ist, 

- Personen, die sich bei einer Veranstaltung im Rahmen der 

Erziehungsarbeit des Kindergartens mit Genehmigung der 

Kindergartenleitung dort aufhalten. 

 

(2)  

(3) Einzelpersonen oder Personengruppen, die in einem Kindergarten 

hospitieren oder praktizieren möchten, haben dies der Landesregierung 

anzuzeigen, nachdem sie die Zustimmung der Kindergartenleitung, des 

Kindergartenerhalters und der zuständigen Kindergarteninspektorin/des 

zuständigen Kindergarteninspektors nachweislich eingeholt haben. Die 

Landesregierung darf dies innerhalb von 4 Wochen nach Einlangen der 

Anzeige untersagen, wenn die geordnete Führung des Kindergartens 

gefährdet wäre. Das Hospitieren und Praktizieren erfolgt unter der 



Aufsicht und nach den Weisungen der Kindergartenpädagogin/des 

Kindergartenpädagogen. 

Aufsicht und nach den Weisungen der Elementarpädagogin/des 

Elementarpädagogen. 

§ 34 

Kindergartenpersonal 

Der Kindergartenerhalter hat die Bestellung der Kindergartenleiterin/des 

Kindergartenleiters oder der Kindergartenpädagogin/des 

Kindergartenpädagogen sowie jede Änderung der Erfüllung der 

Voraussetzungen gemäß § 6 unverzüglich der Landesregierung 

anzuzeigen, die deren weitere Verwendung als 

Kindergartenleiterin/Kindergartenleiter oder 

Kindergartenpädagogin/Kindergartenpädagoge innerhalb eines Monates 

nach Einlangen der Anzeige zu untersagen hat, wenn die 

Voraussetzungen gemäß § 6 nicht mehr gegeben sind. Die 

Landesregierung hat die weitere Verwendung einer 

Kindergartenleiterin/eines Kindergartenleiters oder einer 

Kindergartenpädagogin/eines Kindergartenpädagogen auch dann zu 

untersagen, wenn sie/er die Voraussetzungen gemäß § 6 nicht mehr 

erfüllt; hinsichtlich der Kindergartenleiterin/des Kindergartenleiters auch 

dann, wenn sie/er den ihr/ihm obliegenden Verpflichtungen nicht 

nachkommt. 

§ 34 

Kindergartenpersonal 

Der Kindergartenerhalter hat die Bestellung der Kindergartenleiterin/des 

Kindergartenleiters oder der Elementarpädagogin/des 

Elementarpädagogen sowie jede Änderung der Erfüllung der 

Voraussetzungen gemäß § 6 unverzüglich der Landesregierung 

anzuzeigen, die deren weitere Verwendung als 

Kindergartenleiterin/Kindergartenleiter oder 

Elementarpädagogin/Elementarpädagoge innerhalb eines Monates 

nach Einlangen der Anzeige zu untersagen hat, wenn die 

Voraussetzungen gemäß § 6 nicht mehr gegeben sind. Die 

Landesregierung hat die weitere Verwendung einer 

Kindergartenleiterin/eines Kindergartenleiters oder einer 

Elementarpädagogin/eines Elementarpädagogen auch dann zu 

untersagen, wenn sie/er die Voraussetzungen gemäß § 6 nicht mehr 

erfüllt; hinsichtlich der Kindergartenleiterin/des Kindergartenleiters auch 

dann, wenn sie/er den ihr/ihm obliegenden Verpflichtungen nicht 

nachkommt. 



§ 37 

Strafbestimmungen 

(1) Wer 

1. für eine Einrichtung, die nicht den Bestimmungen des § 2 Abs. 1 

entspricht, die Bezeichnung “Kindergarten” führt, oder 

2. einen Kindergarten ohne Bewilligung gemäß § 14 Abs. 1 in Betrieb 

nimmt oder trotz Vorliegen der Tatbestände gemäß § 16 Abs. 3, § 26 

oder § 35 weiterführt, oder 

3. für einen Kindergarten eine den Bestimmungen dieses Gesetzes 

widersprechende Bezeichnung führt, oder 

4. eine Kindergartenleiterin/einen Kindergartenleiter oder eine 

Kindergartenpädagogin/einen Kindergartenpädagogen, deren weitere 

Verwendung untersagt wurde, in der Eigenschaft als 

Kindergartenleiterin/Kindergartenleiter oder 

Kindergartenpädagogin/Kindergartenpädagoge weiter beschäftigt, oder 

5. den Pflichten im Rahmen des Aufsichtsrechtes gemäß § 8 

zuwiderhandelt, oder 

6. die zu erstattenden Anzeigen gemäß §§ 15 Abs. 4, 23 Abs. 8, 27 Abs. 

3, 32 Abs. 3, 34 oder 35 Abs. 1 Z 5 unterlässt, begeht, sofern die Tat 

nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden 

strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist von der 

Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu € 5.000,-, im 

Falle der Uneinbringlichkeit mit einer Ersatzfreiheitsstrafe bis zu 30 

§ 37 

Strafbestimmungen 

(1) Wer 

1. für eine Einrichtung, die nicht den Bestimmungen des § 2 Abs. 1 

entspricht, die Bezeichnung “Kindergarten” führt, oder 

2. einen Kindergarten ohne Bewilligung gemäß § 14 Abs. 1 in Betrieb 

nimmt oder trotz Vorliegen der Tatbestände gemäß § 16 Abs. 3, § 26 

oder § 35 weiterführt, oder 

3. für einen Kindergarten eine den Bestimmungen dieses Gesetzes 

widersprechende Bezeichnung führt, oder 

4. eine Kindergartenleiterin/einen Kindergartenleiter oder eine 

Elementarpädagogin/einen Elementarpädagogen, deren weitere 

Verwendung untersagt wurde, in der Eigenschaft als 

Kindergartenleiterin/Kindergartenleiter oder 

Elementarpädagogin/Elementarpädagoge weiter beschäftigt, oder 

5. den Pflichten im Rahmen des Aufsichtsrechtes gemäß § 8 

zuwiderhandelt, oder 

6. die zu erstattenden Anzeigen gemäß §§ 15 Abs. 4, 23 Abs. 8, 27 

Abs. 3, 32 Abs. 3, 34 oder 35 Abs. 1 Z 5 unterlässt, begeht, sofern die 

Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 

fallenden strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und 

ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu € 

5.000,-, im Falle der Uneinbringlichkeit mit einer Ersatzfreiheitsstrafe bis 



Tagen, zu bestrafen. zu 30 Tagen, zu bestrafen. 

§ 40 

Umgesetzte Rechtsakte der Europäischen Union 

(1) Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen 

Union umgesetzt: 

 

§ 40 

Umgesetzte Rechtsakte der Europäischen Union 

(1) Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen 

Union umgesetzt: 

 

12. Richtlinie (EU) 2021/1883 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Oktober 2021 über die Bedingungen für die Einreise und 

den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hoch 

qualifizierten Beschäftigung und zur Aufhebung der Richtlinie 

2009/50/EG des Rates, ABl. Nr. L 382 vom 28. Oktober 2021, S.1. 

§ 41 

Schlussbestimmung 

 

§ 41 

Schlussbestimmung 

 

(11) Der Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu § 24, § 3 Abs. 2 und 3, § 5 

Abs. 1, 2, 3, 4 und 6, § 6 Abs. 1, 5 und 7, § 7 Abs. 1 und 7, § 7a Abs. 1, 

§ 8 Abs. 1 und 2, § 14 Abs. 1, 4 und 5, § 18 Abs. 3 und 4, § 20 Abs. 2, § 

21 Abs. 1 und 2, § 23 Abs. 4 und 5, die Überschrift zu § 24, § 24 Abs. 1 

und 2, § 26 Abs. 1, 2 und 3, § 27 Abs. 1 und 3, § 34, § 37 Abs. 1 und § 

40 Abs. 1 in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. XX/XXXX 

treten mit 1. September 2022 in Kraft. 

 


